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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS 

zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss – im Namen der 

Union – des Abkommens zwischen der Europäischen Union und Antigua und Barbuda 

zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Antigua 

und Barbuda über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

(12383/2017 – C8-0174/2018 – 2017/0171(NLE)) 

(Zustimmung) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates (12383/2017), 

– unter Hinweis auf den Entwurf eines Abkommens zwischen der Europäischen Union 

und Antigua und Barbuda zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und Antigua und Barbuda über die Befreiung von der Visumpflicht für 

Kurzaufenthalte (12382/2017), 

– unter Hinweis auf das vom Rat gemäß Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 218 

Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union unterbreitete Ersuchen um Zustimmung (C8-0174/2018), 

– gestützt auf Artikel 99 Absätze 1 und 4 und Artikel 108 Absatz 7 seiner 

Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz 

und Inneres (A8‑ 0305/2018), 

1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 

Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und Antigua 

und Barbudas zu übermitteln. 
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BEGRÜNDUNG 

Dieses Änderungsabkommen über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte ist 

ein Meilenstein in der Vertiefung der Beziehungen zwischen der Europäischen Union und 

Antigua und Barbuda, was im Rahmen des Cotonou-Abkommens von großer politischer 

Bedeutung ist. Durch die Übernahme der neuen Definition des Kurzaufenthalts gemäß der 

Änderung zum Schengener Grenzkodex, in der der Begriff „Kurzaufenthalt“ eindeutiger 

bestimmt wird, gewährleistet das Änderungsabkommen die rechtliche Kohärenz sowie die 

Harmonisierung zwischen den Mitgliedstaaten. 

Antigua und Barbuda ist Mitglied der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum 

und im Pazifischen Ozean, der Assoziation karibischer Staaten, der Karibischen 

Gemeinschaft, der Bewegung der blockfreien Staaten, der Organisation ostkaribischer 

Staaten, der Organisation Amerikanischer Staaten, der Vereinten Nationen und der 

Welthandelsorganisation. 

Politisch gesehen ist Antigua und Barbuda eine konstitutionelle Monarchie, die Königin 

Elisabeth II. als Staatsoberhaupt anerkennt. Die Königin wird durch einen Generalgouverneur 

vertreten, der auf Anraten des Premierministers ernannt wird. Das Land verfügt über eine 

parlamentarische Demokratie mit einem Zweikammersystem, das sich aus einem direkt 

gewählten Repräsentantenhaus und dem Senat zusammensetzt. Die Verfassung gewährleistet 

die individuellen Rechte und Freiheiten. 

Der politische Dialog, den die EU mit jedem der AKP-Länder im Pazifischen Ozean und 

insbesondere mit Antigua und Barbuda führt, wird schrittweise verstärkt. Dieses Abkommen 

kann uns die Fortsetzung unserer Partnerschaft unter einem klaren Rechtsrahmen 

ermöglichen. Die Änderung der Visumbefreiung wird auch weiterhin ein positives Signal der 

Unterstützung für das Land und die von ihm unternommenen Bemühungen aussenden. 

Außerdem möchte der Berichterstatter die keinesfalls zu vernachlässigende Bedeutung 

hervorheben, die der Befreiung von der Visumpflicht für die Annäherung der Völker Europas 

und Antigua und Barbudas zukommt. Mit dem neuen Abkommen über die Befreiung von der 

Visumpflicht können die Bürger nicht nur umfassenden Nutzen aus der Partnerschaft AKP-

EU ziehen, sondern auch künftig durch günstigere und mit weniger Aufwand zu 

organisierende Reisen innerhalb eines eindeutigeren und kohärenteren Rechtsrahmens daran 

teilhaben. 

 

Der Berichterstatter begrüßt in diesem Zusammenhang die Rolle der Mitglieder der 

Paritätischen Parlamentarischen Versammlung AKP-EU, die in hohem Maße zum Abschluss 

dieses Abkommens beigetragen haben, das im Übrigen ihre Teilnahme an den Sitzungen der 

Paritätischen Parlamentarischen Versammlung AKP-EU erleichtern wird.  

 

Besondere Bestimmungen 

Auf die Sonderstellung des Vereinigten Königreichs und Irlands wird in der Präambel 

eingegangen. Das Vereinigte Königreich und Irland sind also nicht Vertragspartner dieses 

Abkommens, und seine Bestimmungen gelten in diesen Ländern nicht. 
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Auf die enge Assoziierung Norwegens, Islands, der Schweiz und Liechtensteins bei der 

Umsetzung, Anwendung und Erweiterung des Schengen-Besitzstands wird ebenfalls in einer 

dem Abkommen als Anhang beigefügten gemeinsamen Erklärung verwiesen. In der 

Erklärung wird den Behörden dieser Länder nahegelegt, möglichst bald bilaterale Abkommen 

mit Antigua und Barbuda über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

abzuschließen und dabei an dieses Abkommen anzuknüpfen. 

** 

Abschließend empfiehlt der Berichterstatter den Mitgliedern des Ausschusses für bürgerliche 

Freiheiten, Justiz und Inneres, diesen Bericht zu unterstützen, und dem Europäischen 

Parlament, seine Zustimmung zu erteilen. 
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VERFAHREN DES FEDERFÜHRENDEN AUSSCHUSSES 
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